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Gehort der Islam zum
ostlichen Europar

Uberlegungen zu Geschichte, Religion und national-
staatlicher Identitat in den Ostlichen EU-Landern

Alexander Beribes /Leo Mausbach /Johannes Jungeblut
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Die Fliichtlingskrise hat bislang verdeckte Konfliktlinien
innerhalb der EU offenbart, besonders mit Blick auf die ostli-
chen Mitgliedstaaten. Die Diskussion in Deutschland wird der
Verschiedenheit der Erfahrungen und Perspektiven in diesen
Landern jedoch oft nicht gerecht. Hilfreich zum Verstiandnis
der Haltung gegeniiber der Aufnahme von Flichtlingen aus
islamisch gepragten Landern konnte ein Blick auf das histo-
risch gewachsene Verstandnis von nationaler Identitat sein.

Die EU-Osterweiterung sollte die fast ein halbes
Jahrhundert wihrende Spaltung Europas endgiil-
tig iiberwinden. Doch mit den konfliktbeladenen
gegensitzlichen Auffassungen beziiglich der
Verteilung von Asylsuchenden kehren im Zuge
der Fliichtlingskrise Erklarungsmuster wieder,
die unseren Kontinent im medialen Diskurs in
fortschrittliche und tolerante ,Westeuropder”
auf der einen sowie riickstandige ,Osteuropaer"
auf der anderen Seite teilen. Abgesehen davon,
dass populistische und islamfeindliche Parteien
auch im Westen Europas erfolgreich sind, lohnt
es sich, den Ostlichen Teil der EU differenzierter
zu betrachten.

Der vorliegende Beitrag soll daher schlaglicht-
artig einige Erklarungsansitze aufzeigen, die
helfen konnten, die gesellschaftlichen und
politischen Rahmenbedingungen, welche das
Verhiltnis zum Islam und zu den Muslimen
in den oOstlichen EU-Landern pragen, besser
zu verstehen. Zu diesem Zweck werden diese
Staaten in drei Lindergruppen unterteilt: die
Visegrad-Gruppe, das Baltikum und die EU-Mit-
glieder Stidosteuropas. Innerhalb dieser Gruppen
stehen die Lander Polen, Litauen und Bulgarien
im Fokus.

Der Beitrag erhebt nicht den Anspruch, all-
gemein giiltige Aussagen zum Verhdltnis der
Mehrheitsgesellschaft zum Islam in allen 6stli-
chen EU-Staaten zu treffen. Stattdessen soll ein
Mosaik an Herangehensweisen zu einer nuan-
cierten Auseinandersetzung mit dieser kom-
plexen und vielschichtigen Thematik anregen.
Insbesondere historische Entwicklungen sowie
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innen- und auflenpolitische Zusammenhange
sollen hierfiir angeschnitten werden. Die Ergeb-
nisse dienen der Versachlichung der nicht selten
emotionalen Debatte.

Visegrad-Staaten

Der im Februar 1991 gegriindeten, bis heute
schwach institutionalisierten Visegrad-Gruppe
gehoren Polen, die Slowakei, die Tschechische
Republik und Ungarn an. Nachdem die vier
Linder das Ziel eines Beitritts zu NATO und
EU erreicht hatten, nahm das Interesse an dem
Kooperationsformat schrittweise ab. Eine augen-
fallige Renaissance erlebte es erst wieder im Jahr
2015 mit der europdischen Fliichtlingskrise.

Die vier ostmitteleuropdischen Staaten eint
besonders ihre Ablehnung eines Mehrheitsbe-
schlusses des Rats der EU-Innenminister vom
22. September 2015 iber die Verteilung von
Flichtlingen. Thre Haltung begriinden die vier
unter anderem damit, dass Asylsuchende aus
iiberwiegend muslimischen Landern ein Sicher-
heitsrisiko darstellten, vor dem die eigenen Biir-
ger zu schiitzen seien.

So bezeichnete beispielsweise der Prasident
der Tschechischen Republik, Milo$§ Zeman, den
Fliichtlingsstrom im Herbst 2015 als eine ,,orga-
nisierte Invasion“’ und machte in mehreren
Interviews deutlich, er halte es nicht fir realis-
tisch, muslimische Fliichtlinge integrieren zu
konnen. Im Herbst vergangenen Jahres unter-
strich das tschechische Staatsoberhaupt, es ver-
zichte lieber auf EU-Subventionen als dass es
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Fliichtlinge aufnehme.? Fidesz, die Partei Viktor
Orbans, des im April wiedergewiahlten Regie-
rungschefs Ungarns, plant sogar, die Umver-
teilung von Fliichtlingen per EU-Beschluss fiir
verfassungswidrig zu erkldren, solange keine
ausdriickliche Zustimmung des ungarischen
Parlamentes vorliege.

Die Regierungen der vier Visegrad-Staaten kon-
nen mit der Unterstiitzung weiter Teile ihrer
Bevolkerung fiir eine restriktive Fliichtlingspoli-
tik rechnen. Das hat verschiedene Griinde.

Politisch fiihlen sich die
Ostmitteleuropier in der
EU nur eingeschriankt
gleichberechtigt.

Zunichst fehlt es im Alltag der Menschen an
Beriihrungspunkten mit Muslimen.® Wichtigste
Informationsquelle sind daher die Medien,
deren Bild der islamischen Welt seit vielen Jah-
ren zumeist von Terrorismus sowie Kriegen in
Nordafrika, Nahost und Afghanistan bestimmt
wird. Nach dem EU-Beitritt 2004 wanderten
viele Ostmitteleuropder nach Westeuropa aus
und kamen zum ersten Mal mit Menschen mus-
limischen Glaubens in Kontakt. Die hierbei rezi-
pierten, kontrovers gefiihrten Debatten liber
Integration, Parallelgesellschaften und islami-
schen Fundamentalismus bestarkten oft bereits
bestehende Vorbehalte, schienen die Visegrad-
Staaten aber nicht unmittelbar zu betreffen. Dies
anderte sich mit der sich abzeichnenden Fliicht-
lingskrise. Noch im September 2015 hielten sich
zum Beispiel in Polen Befiirworter und Gegner
der Aufnahme von Schutzsuchenden aus Nah-
ost und Afrika die Waage.* Mit anwachsenden
Fliichtlingszahlen nahm jedoch die Sorge vor
einer Uberforderung zu. Ungarn befand sich
dabei im Zentrum des Geschehens und war spa-
ter an der SchliefSung der Fliichtlingsroute tiber
den Balkan beteiligt. Das Krisenmanagement
Deutschlands wurde in den Visegrad-Staaten -
ganz im Gegensatz zum Selbstverstindnis der
bundesdeutschen Politik - oft als riicksichtslos
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und irrational empfunden, da es tiber Bedenken
hinwegging und moralische Uberzeugungen
absolut setze.

Die Fliichtlingskrise forderte jedoch auch tiefer
liegende Differenzen zwischen alten und neuen
EU-Mitgliedern zutage. Noch heute ldsst die
Erfahrung, dass sich hinter den hehren Zielen der
Kommunisten zumeist nur Unwahrheit, Unrecht
und Unfreiheit verbargen, viele Biirger im ehe-
mals kommunistischen Teil Europas misstrauisch
werden, wenn Politik als wertegeleitet begriin-
det wird. So schossen bereits kurz nach der
Entscheidung der deutschen Bundeskanzlerin,
in Budapest gestrandete Fliichtlinge aufzuneh-
men, absurde Verschworungstheorien aus dem
Boden, welche die ,,wahren“ Beweggriinde Angela
Merkels zu entlarven suchten. Zudem herrscht
weiterhin nur geringes Vertrauen in die Leis-
tungsfahigkeit der eigenen, relativ jungen staatli-
chen Institutionen. Obwohl man sich nach harten
Jahren der Transformation einen bescheidenen
Wohlstand erarbeiten und eine aufstrebende Mittel-
schicht entstehen konnte, bestehen nach wie
vor erhebliche gesellschaftliche Unterschiede.
Alles Erreichte scheint zerbrechlich. Zusitzlich
schmerzt der bleibende Riickstand zu Westeu-
ropa. Statt heimischer Unternehmen dominieren
internationale Ketten und Konzerne das Stadt-
bild. Politisch fiihlen sich die Ostmitteleuropaer
in der EU nur eingeschrinkt gleichberechtigt.
Angesichts der Umgehung der Transitldnder in
Ostmitteleuropa mithilfe der Nord Stream-Erdgas-
pipeline und ihrer geplanten Erweiterung wirken
deutsche Solidaritatsappelle auf nicht wenige Polen
unglaubwiirdig.

Unter anderem aus den genannten Aspekten
erwichst fiir die Visegrdd-Staaten die Uberzeu-
gung, nur der eigene restriktive Ansatz stelle
einen verantwortungsbewussten Umgang mit
der Fliichtlingskrise dar. Im Programm der unga-
rischen Visegrad-Prasidentschaft 2017 /2018
wurde dies klar formuliert.> Den Vorsitz
2018/2019 hat turnusmaflig die Slowakei inne.
Das einzige Euro-Mitglied der Gruppe bemiiht
sich haufig um eine Vermittlerrolle zwischen
den drei librigen Landern und der Europaischen
Kommission. Bei einem Treffen mit dem neuen
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Suche nach Orientierung: Die identitatsstiftende katholische Kirche in Polen ist in der Fliichtlingsfrage tief gespalten.

Quelle: © Damir Sagolj, Reuters.

slowakischen Premierminister Peter Pellegrini
im April duflerte sich Kommissionsprasident
Juncker optimistisch, dass sich die Beziehungen
zu den Visegrad-Staaten ,,mit der Ubernahme
des Vorsitzes durch die Slowakei am 1. Juli weiter
verbessern werden“.¢ Dies konnte vor dem Hin-
tergrund der andauernden Verhandlungen iiber
eine Reform der europdischen Asyl- und Fliicht-
lingspolitik noch bedeutsam werden.

Es lohnt eine ndhere Betrachtung Polens, da das
Land innerhalb der Visegrad-Gruppe politisch
und wirtschaftlich eine herausragende Stellung
einnimmt. Dartiber hinaus ist Polen der zweit-
grofdte Nachbar Deutschlands und wichtigster
Handelspartner im ostlichen Europa. Das Land
hatte in der Folge der zwei Tschetschenienkriege
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seit den 1990er Jahren fast 90.000 tschetsche-
nische Fliichtlinge aufgenommen, von denen
schatzungsweise jeder zehnte bis heute in Polen
lebt.” Damals spielten Solidaritat angesichts der
iiberaus harten russischen Kriegsfithrung und
der Wunsch nach Aufnahme in die westliche
Staatengemeinschaft eine Rolle. Die Asylge-
wihrung fiir diese Menschen erfuhr zwar eine
gewisse Offentliche Aufmerksambkeit, fithrte
jedoch zu keinem Zeitpunkt zu innergesell-
schaftlichen Konflikten. Erst das Schlaglicht der
Fliichtlingskrise 10ste Kontroversen iiber Asyl-
bewerber aus Tschetschenien aus. Die Angst vor
Muslimen wurde insbesondere von Politikern
der Rechten ausgenutzt und weiter geschiirt.
Dass die rechtskonservative Partei ,,Recht und
Gerechtigkeit“ (PiS) Ende Oktober 2015 die




Parlamentswahlen in Polen gewann, ldsst sich
nicht nur, aber auch dadurch erkldren, dass sie
sich anders als die vorher regierende liberale
Biirgerplattform (PO) strikt gegen die Aufnahme
von Fliichtlingen aussprach.

Historische Beziige zum Islam finden sich in der
polnischen Geschichte kaum. Im 14. Jahrhundert
siedelten sich muslimische Tataren im damaligen

Polen-Litauen an. Dies erklért, dass man in Polen,
Litauen und Belarus auf malerische holzerne

Moscheen aus dem 19. Jahrhundert stofdt. Die

sogenannten Lipka-Tataren assimilierten sich im

Laufe der Jahrhunderte, weshalb sich heute nur
noch wenige Polen dieser Minderheit angehorig
fiihlen. Einen starkeren Einfluss auf das Bild des

Islam hat die Belagerung Wiens durch die Tiirken

im Jahr 1683. Ein vom polnischen Konig Johann

III. Sobieski gefiihrtes christliches Entsatzheer
schlug damals die Osmanen. Die Rettung Wiens

durch die zum Nationalsymbol gewordenen pol-
nischen Fliigelhusaren schuf den Mythos Polens

als antemurale christianitatis, eines ,,Bollwerks

der Christenheit, sowie das Gefiihl, Europa sei

den Polen etwas schuldig.

Das Motiv kehrt in der Rezeption der Schlacht bei
Warschau, dem ,,Wunder an der Weichsel“ von
1920, wieder, als es gelang, den Vormarsch der
Roten Armee nach Westen aufzuhalten, was nach

einer besonders in Polen verbreiteten Lesart der
Rettung Europas vor dem Bolschewismus gleich-
kommt. Am prisentesten ist jedoch die Erfah-
rung des Zweiten Weltkriegs, als Polens westliche

Verbiindete keine wirksame Unterstiitzung gegen

den deutschen Angriff boten und nach Kriegs-
ende die Teilung des europaischen Kontinents

hinnahmen. Damit tiberliefden sie das Land de

facto dem Einflussbereich der Sowjetunion, was

in Polen als Verrat empfunden wurde. Europa

steht in Polens Schuld: In diesem Verstandnis

werden die Aufnahme in die EU sowie die damit
verbundene Unterstiitzung des wirtschaftlichen

Aufbaus des Landes als Erfiillung einer morali-
schen Verpflichtung gesehen.

In den Zeiten der Fremdherrschaft war es die

Kirche, die das polnische Nationalbewusst-
sein wie in einem Kokon bewahrte, was den
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Katholizismus zu einem Teil polnischer Identitat
werden lie8. Noch immer stellt die katholische
Kirche in Polen deshalb eine nicht zu unter-
schitzende Autoritét dar. In der Frage, ob Polen
Fliichtlinge aus muslimischen Landern aufneh-
men sollte, ist sie jedoch tief gespalten.

So mahnte Bischof Piotr Libera im September
2015, die Lehre aus der polnischen Geschichte zu
ziehen: ,Wenn du einmal einen Fremden in dein
Haus lésst, ein gerade erst errichtetes Haus, ein
kleines Haus, ein schwaches Haus, dann kannst
du dir grofles Ungliick einhandeln“.? Polens Pri-
mas Wojciech Polak, das symbolische Oberhaupt
der polnischen Kirche, erklarte hingegen mehr-
fach seine Unterstiitzung fiir die offene Haltung
von Papst Franziskus und stellte klar, er werde
jeden Priester suspendieren, der in seinem Erz-
bistum an einer Demonstration gegen Fliicht-
linge teilnehme.®

Die ostmitteleuropaischen
Lander eint die Erfahrung
einer stets bedrohten
staatlichen Unabhangigkeit.

Eine geschichtliche Erfahrung, die die ostmit-
teleuropdischen Lander teilen, ist die der stets
bedrohten staatlichen Unabhangigkeit.® Den
Verwiistungen im Zweiten Weltkrieg folgte fast
ein halbes Jahrhundert sowjetischer Vorherr-
schaft. Nach dem Fall des Eisernen Vorhangs
war mit dem Beitritt zu NATO und EU die Hoff-
nung verbunden, dem geopolitischen Dilemma
endlich zu entrinnen: Europa als sicherer Hafen
nationaler Souverinitét, nicht als deren schritt-
weise Aufhebung. Populisten wussten diese
gewachsenen Angste und Stimmungen fiir sich
zu nutzen. Der Widerstand gegen die sogenann-
ten Zwangsquoten konnte so zum Symbol einer
gefiithlten Emanzipation von westeuropaischer
Bevormundung werden. Dass von den Visegrad-
Staaten nicht mehr als ein Zeichen der Solidaritat
in Form relativ geringer Kontingente gefordert
wurde, fand hierbei keine sonderliche Beachtung.
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Baltikum

Die baltischen Staaten werden in den politischen
Debatten um den Zusammenhalt der EU nicht
selten unterschétzt. Nur in Fachkreisen bekom-
men ihre politischen Positionen die ihnen ange-
messene Kenntnisnahme.

Esten, Letten und Litauer blicken allesamt auf
eine wechselvolle Geschichte zuriick. Fremd-
herrschaft und das daraus resultierende Unrecht
bestimmten lange die gesellschaftlichen Verhilt-
nisse. Im Jahre 1918 entstanden mit dem Ende
der russischen Zarenherrschaft und der Neu-
konstruktion der politischen Grenzen nach den
1914 ausgebrochenen Kriegshandlungen neue
staatliche Gebilde in Europa - darunter auch die
baltischen Republiken. Im Unterschied zu Est-
land und Lettland konnte Litauen sein nationales
Selbstverstiandnis unter anderem auf den eigen-
staatlichen Traditionslinien der mittelalterlichen
Epoche aufbauen.

Dass es den politischen Eliten vor 100 Jahren
nicht gelungen ist, eine harmonische Zusammen-
arbeit untereinander zu etablieren, erschwerte
die Rahmenbedingungen fiir die Entfaltung des
gesellschaftspolitischen Potenzials. Dies hatte
innenpolitisch in erster Linie damit zu tun, dass
sich die demokratische Staatsform in den balti-
schen Staaten - den Umsténden entsprechend -
in einem instabilen Zustand befand und sich
aufgrund dessen ein autoritirer Regierungsstil
durchsetzen konnte.'! Dariiber hinaus belastete
das angespannte polnisch-litauische Verhaltnis
auch Estland und Lettland, sodass die Staaten
auf auflenpolitischer Biihne nicht geschlossen
auftreten konnten.

Mit dem Hitler-Stalin-Pakt gelangten die Men-
schen im Baltikum erneut unter den Einflussbe-
reich von Besatzungsmachten mit ihren Zentren
in Moskau und Berlin, die unter anderem die
reichhaltige Kultur der damals erst ca. 20 Jahre
alten Republiken bedrohten und Menschen ihrer
Identitat beraubten. Die millionenfachen Verbre-
chen der Nationalsozialisten veranderten auch
Nordosteuropa.'? Die ca. ein halbes Jahrhundert
andauernde Okkupationserfahrung durch die
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Sowjetunion beeinflusst bis heute die Selbst-
perzeption der baltischen Staaten.

Die Regierungen in Estland, Lettland und
Litauen folgten nach dem Zusammenbruch der
sozialistischen Wirtschafts- und Gesellschafts-
ordnung dem Prinzip ,,s0 viel Integration in das
euro-atlantische Gefiige wie moglich!“ So sind
alle drei Lander auch Teil der Eurozone.

In den Jahren seit dem Eintritt der baltischen Staa-
ten in die EU und NATO forderten unterschied-
liche Probleme die Lander heraus - letztendlich
veranderte das Jahr 2015 den Diskussionsstil in
der Unionsgemeinschaft einschneidend, sodass
auch fehlende Sachlichkeit und Diffamierungen
die politischen Debatten mitbestimmen. In vielen
Staaten der EU sind derzeit Rechtspopulisten in
Parlamenten vertreten.

In den baltischen Staaten sind starke Minderhei-
ten prasent. In Estland*® und Lettland'# leben
zahlreiche ethnische Russen - in Litauen auch
viele Polen.’> Kaum bekannt ist die Tatsache,
dass in der baltischen Region seit mehreren
Jahrhunderten Muslime wohnen, wobei Litauen
hier besonders heraussticht. In dem Dorf Ketu-
riasdesimt Totoriy nahe Vilnius befindet sich die
alteste, im Jahre 1815 errichtete Moschee.

Litauens Regierung zeigt sich
offen fiir die Aufnahme von
Fliichtlingen.

Bis zum Holocaust war Litauen zudem eines der
Zentren des Judentums im 6stlichen Europa. Die
Hauptstadt Vilnius trug den Beinamen ,,Jerusa-
lem des Nordens“, woran das litauische Par-
lament am 10. Mai 2018 mit einer Resolution
erinnerte, derzufolge im Jahr 2020, aus Anlass
des 300. Geburtstages des Gaon von Wilna,'¢ an
die Geschichte der Juden in Litauen umfassend
erinnert werden soll.*” Diese deutliche Prasenz,
welche das Judentum in Litauen einst aufwies,
konnte der Islam weder hier noch in den beiden
anderen baltischen Staaten bisher erreichen.
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Die in Litauen lebenden Muslime sind vor allem
sogenannte Lipka-Tataren, welche die nationale
Identitit des Landes nicht zuletzt aufgrund ihrer
geringen Anzahl in ihrem historischen Entfal-
tungsprozess bis dato nicht beeinflusst haben.
Die Mehrheitsgesellschaft hat zudem kaum
bis gar keinen Kontakt zu Muslimen, weshalb
kulturelle Barrieren bestehen. Der Anteil von
muslimischen Tataren blieb seit dem Ende des
19. Jahrhunderts bis heute bei ca. 0,1 Prozent.®
Zu erwahnen ist, dass die Situation in Estland
und Lettland heute sehr dhnlich ist.

Die Entscheidung des Rates der EU-Innen-
minister vom September 2015, Fliichtlinge
auf die Mitgliedstaaten zu verteilen, wurde in
Litauen unterschiedlich wahrgenommen. Die
Gesellschaft stand der in Briissel getroffenen
Entscheidung eher ablehnend gegentiber. Minis-
terprisident a.D. Algirdas Butkevicius betonte
dennoch schon im selben Monat, Vilnius habe
Verstiandnis dafiir, die Last auf die Schulter
der gesamten EU zu legen.'® Damit stellte die
politische Fithrung den Solidaritatsgedanken
innerhalb der Unionsgemeinschaft iiber den
Souveranititsgrundsatz. Aus litauischer Sicht
war dies ein bedachtsamer und vorausschauen-
der Entschluss, denn Litauen und auch die bei-
den anderen Staaten profitieren sehr stark von
der Solidaritétsleistung ihrer Biindnispartner.
Zu erwihnen ist indessen, dass Fliichtlinge die
baltischen Staaten nicht selten in der Hoffnhung
darauf verlassen, in westeuropéischen Landern
aufgenommen zu werden.

Mit dem Beginn der Fliichtlingskrise stand fiir
Litauen fest: Solidaritit first. Die zum Teil leid-
volle Geschichte veranlasste die postsozialistische
politische Elite des Landes, die moderne nationale
Identitét auch unter dem Blickwinkel eines umfas-
senden multilateralen Solidaritatsbekenntnisses
zu definieren. So ist es erhellend, dass Litauens
Préasidentin Grybauskaité in ihrer Rede im Rah-
men des Besuches von Bundesprisident Stein-
meier im Sommer 2017 im Baltikum vom ,,Geiste
verantwortungsvoller Solidaritat“2© sprach, den
Deutschland und Litauen gemeinsam behiiten
wirden. Zwischen den Zeilen gelesen bedeu-
tet das Statement, dass solidarisches Handeln
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letztendlich auch meint, Entscheidungen zu tref-
fen, die in der Gesellschaft umstritten sind.

Estland erfillt das Ziel der NATO, zwei Pro-
zent des nationalen Bruttoinlandsproduktes
fiir Verteidigung auszugeben, wihrend Lett-
land und Litauen nach aktuellen Prognosen in
diesem Jahr der Vorgabe des Biindnisses nach-
kommen werden.2! Dariiber hinaus achten alle
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drei baltischen Staaten unter anderem darauf,
die Maastricht-Schuldenstandsgrenze nicht zu
iiber- und die Maastricht-Defizitquote nicht zu
unterschreiten. Der Entschluss, (muslimische)
Fliichtlinge aufzunehmen, reiht sich hier ein.

Vertrauen und Verlisslichkeit sind stabile Res-
sourcen in internationalen Beziehungen. Die bal-
tischen Staaten bemiihen sich, Verpflichtungen

nicht zuletzt auch deshalb zu erfiillen, um mog-
lichen Vorwiirfen die Grundlage zu entziehen,
sie seien in der Vergangenheit unsolidarisch
gewesen. Unter anderem nach der volkerrechts-
widrigen Annexion der ukrainischen Halbinsel
Krim durch Russland ist sich die politische Fiih-
rung in Vilnius des Umstands bewusst, dass sie
im Ernstfall vollkommen auf die Unterstiitzung
der NATO-Biindnispartner angewiesen ist.

Neuankémmlinge: Seit Beginn der Fliichtlingskrise drangen Transitlander wie Bulgarien auf gemeinsame Lésungen

zum Schutz der europaischen AuBengrenzen.
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Stidosteuropiische EU-Staaten

Die EU-Staaten Siidosteuropas gelten auch nach
der Abriegelung der Balkanroute als Transit-
lander fiir Fliichtlinge und Migranten auf deren
Weg nach Mittel- und Westeuropa. Als Ziel-
lander haben sie keine nennenswerte Bedeutung
erlangt. Im Vergleich zu den Transitzahlen auf
der Westbalkanroute 2015 /16 spielte die Route
iiber die Landesgrenze Tiirkei-Bulgarien bzw.
von der Tiirkei iiber das Schwarze Meer nach
Ruminien keine signifikante Rolle. Gleichwohl
befinden sich alle stidosteuropdischen Mitglied-
staaten in den Transitkorridoren und sind damit
stiarker als zahlreiche andere EU-Lénder von
(potenziellen) Migrationsbewegungen betroffen
und dementsprechend auf europiische Losungen
angewiesen.

In Bulgarien ist der Islam
historisch und institutionell
starker verwurzelt als in allen
anderen ostlichen EU-Staaten.

Dabei unterscheiden sich die Problemfelder von
Transit- und Ziellindern fundamental. Wih-
rend in den letzteren die langfristigen gesell-
schaftlichen, wirtschaftlichen und politischen
Folgen von Fliichtlings- und Einwanderungsbe-
wegungen Sorge bereiten, stehen die ersteren
vor anderen Herausforderungen. Zu nennen ist
hier insbesondere ein wirksames Grenzregime
und im Zuge dessen unter anderem die Bekamp-
fung von Korruption - auch innerhalb der eigenen
Grenzschutzbehorden.?? Bulgarien, Ruménien
und Kroatien dridngen allesamt in den Schengen-
raum und sind somit darauf angewiesen, die
iibrigen Mitgliedstaaten von einem funktionie-
renden Grenzregime ihrerseits zu liberzeugen.
Das Schengen-Mitglied Slowenien, zum Hohe-
punkt der Fliichtlingskrise ebenfalls stark bean-
spruchtes Transitland, sieht sich als ,,sehr guter
Beschiitzer der Schengen-Grenze.“?3

Im Hinblick auf die Zusammensetzung der
Gesellschaften in den Ostlichen EU-Staaten
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nimmt Bulgarien eine Sonderstellung ein. Star-
ker als in allen anderen Landern in der Region ist
der Islam hier historisch verwurzelt und institu-
tionalisiert. Insofern soll das Land im Folgenden
in den Fokus riicken.

Zwar hat die Regierung Borisow der Verteilung
von Flichtlingen aus Italien und Griechenland
2015 zugestimmyt, an einer weiteren Umsiedlung
im Rahmen des EU-Tiirkei-Abkommens wird
sich Bulgarien nach eigenen Angaben jedoch
nicht beteiligen. Die politische Fiihrung unter-
nimmt Schritte, um Fliichtlinge einerseits bereits
am Grenziibertritt zu hindern, diesen anderer-
seits, sollte der erste Schritt erfolglos bleiben,
ein dauerhaftes Niederlassen zu erschweren. So
flihrte man 2017 beispielsweise eine Residenz-
pflicht ein. Dariiber hinaus wird die Grenze zur
Tiirkei nicht nur durch die Grenzpolizei, sondern
auch durch das Militdr bewacht. Die Forcierung
gemeinsamer Losungen fiir den Schutz der dufde-
ren Grenzen des europiischen Staatenverbundes
pragte von Beginn an die bulgarische EU-Rat-
sprasidentschaft in der ersten Hilfte des Jahres
2018, die gleichfalls das Debiit eines siidosteuro-
péischen Staates an der Spitze des Ministerrates
darstellt.

Obwohl Bulgarien Prognosen zufolge auf abseh-
bare Zeit kein Zielland fiir Fliichtlinge und
Migranten sein wird, warnte Ministerprésident
Borisow 2015, dass ,von auflen kommende
Muslime die Demografie des Landes verandern
konnten®.* Die vorgetragenen Befiirchtungen
erstaunen insofern, als Bulgarien mit einem
Bevolkerungsanteil von ca. 15 Prozent?> den
hochsten Anteil an Muslimen aller EU-Staaten
aufweist und die Zahlen muslimischer Fliicht-
linge im Vergleich dazu verschwindend gering
sind. So verband Borisow sein Statement auch
mit der Aussage, die bulgarische Mehrheitsbe-
volkerung stehe der muslimischen Minderheit im
eigenen Land keineswegs ablehnend gegeniiber.

Damit spiegelte Borisow eine weit verbreitete
Stimmung. Gesellschaft und Medien sehen
duflere Einfliisse auf den bulgarischen Islam als
gefihrlich an, betrachten sie weitgehend undif-
ferenziert und vermengen sie mit Themen wie
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Dschihadismus und Wahhabismus, obwohl der
oberste Mufti Bulgariens, Dr. Mustafa Hadschi,
strikt darauf hinarbeitet, externe Einfliisse
zuriickzudridngen.?¢ Im arabischen Ausland aus-
gebildete Imame miissen sich an den Bekennt-
nissen der bulgarischen Muslime orientieren.
Das Biiro des obersten Mufti bemiiht sich folg-
lich darum, einen Islam bulgarischer Pragung
zu bewahren, wobei das Selbstverstindnis von
deren Vertretern nicht zuletzt durch eine Teil-
nahme am politischen Willensbildungsprozess
gestirkt werden kann. Dies wird unter anderem
am Beispiel der ,,Bewegung fiir Rechte und Frei-
heiten” deutlich - de facto vor allem eine Partei
der muslimischen Minderheit. Sie war bereits
von 2001 bis 2009 iiber zwei volle Legislatur-
perioden (Kabinett Sakskoburggotski und Kabi-
nett Stanischew) und wieder von 2013 bis 2014
(Kabinett Orescharski) an der Regierung beteiligt.

Erste muslimische Siedler konnen bereits auf das
11. Jahrhundert zuriickdatiert werden. Nach der
Eroberung durch das Osmanische Reich 1392
blieb das Gebiet fiinf Jahrhunderte unter mus-
limischer Herrschaft - wenngleich die Christen
ihre kulturelle und religiose Identitét auch tiber
einen derart langen Zeitraum bewahren konn-
ten. Muslime auf dem Gebiet des heutigen Bul-
garien libernahmen ihrerseits regionale Sitten
und Gebriuche. Stellenweise teilen sich Chris-
ten und Muslime noch heute dieselben Wall-
fahrtsstétten. Die uneingeschrankte Herrschaft
der Osmanen fand ihr Ende mit dem Russisch-
Tirkischen Krieg 1877 /1878 und dem Berliner
Kongress. Das Filirstentum Bulgarien wurde
aus dem Osmanischen Reich herausgelost und
erlangte - wenn nicht de jure, so doch de facto -
seine Unabhingigkeit. Infolge des Niedergangs
des Osmanischen Reiches und des verlorenen
Ersten Balkankriegs konnte das Fiirstentum
Bulgarien seine Territorien nochmals erweitern.
Es kam zu Zwangsbekehrungen muslimischer
Bevolkerungsteile, die die Mehrheitsverhaltnisse
radikal verandern sollten.

Wie auch die bulgarisch-orthodoxe Kirche lit-
ten die Muslime wahrend der marxistisch-leni-
nistischen Herrschaft unter Einschrinkungen
ihrer religiosen Freiheit, die ihren Hohepunkt
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nach 1984 erfahren sollten. Todor Schiwkow, von
1954 bis November 1989 Staatschef Bulgariens
und Erster Sekretar der Kommunistischen Partei,
setze auf eine radikale Politik der Assimilation der
Muslime in die bulgarische Mehrheitsgesellschaft.
Muslime mussten bulgarische Namen annehmen
sowie muslimische Sitten und Gebréauche ablegen.
Hunderttausende von ihnen verlief3en in diesen
Jahren das Land und emigrierten in die Tiirkei.
Das Ende der sozialistischen Herrschaft besie-
gelte auch das Ende der Assimilierungspolitik. Ein
weiteres starkes Zeichen setzte das bulgarische
Parlament 2012, indem es eben diese Politik ohne
Gegenstimmen verurteilte.?”

In der bulgarischen
Gesellschaft herrscht die
Sorge vor radikalen
islamistischen Einfliissen
von aufden vor.

Anders als in den Lindern des Westbalkans kam
es auch in der Umbruchphase und Instabilitét
der 1990er Jahre zu keinen religios oder ethnisch
motivierten Konflikten. Heute sind nahezu alle
Muslime Bulgariens auch bulgarische Staatsbiir-
ger. Einstellungen der Muslime zeigen deutlich
deren sikulare Pragung. So spielt die Religion im
Leben der meisten Muslime keine herausragende
Rolle und mehr als 70 Prozent von ihnen spre-
chen sich fiir eine pluralistische Gesellschaft aus.
Zeitgleich lag die Zustimmungsrate unter den
befragten Christen bei weniger als 50 Prozent.?®
Islamistische Tendenzen konnten bisher fast aus-
schlieflich unter einer kleinen Gruppe muslimi-
scher Roma beobachtet werden. Insoweit hatte
das parteilibergreifend unterstiitzte Verbot von
Vollverschleierungen im Jahr 2016 Symbolwert.
Wihrend somit der einheimische, historisch
gewachsene und institutionalisierte Islam als Teil
Bulgariens verstanden wird, herrscht dennoch
Sorge gegeniiber radikalen Einfllissen von auf3en.

Auch wenn aus Bulgarien islamfeindliche Uber-
griffe gemeldet werden?® und Parteien des
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Nicht reprasentativ: In Bulgarien kommt es immer wieder zu islamfeindlichen Ubergriffen. Von einer allgemeinen
Ablehnung des Islams kann deshalb jedoch nicht gesprochen werden.

rechten Randes versuchen, Angst vor Radika-
lisierung und Terrorismus fiir ihre Agenda zu
vereinnahmen, kann daraus nicht auf eine all-
gemeine Ablehnung des Islams oder mehrheit-
lich muslimischer Staaten geschlossen werden.
Beispielhaft sei darauf hingewiesen, dass in der
Vergangenheit die Zustimmungsraten zu einem
EU-Beitritt der Tiirkei in Bulgarien deutlich
hoher lagen als in Deutschland oder Frankreich.
Die Politik der Zentralregierung in den Vorjah-
ren war von Verstindigung und Dialog gepragt.
Dass es nicht zu einer Trennung der Gesellschaft
in Christen und Muslime kommen diirfe, bildete
das zentrale Leitmotiv des Treffens zwischen

Borisow und dem obersten Mufti 2015. Der Pre-
mierminister unterstrich: ,,Wir haben ein wun-
dervolles Modell der friedlichen Koexistenz. Es
liegt in unserer Verantwortung, diese zu bewah-
ren.“3° Rumen Radew, Staatsprésident Bulgari-
ens, betonte zudem im Mirz dieses Jahres, es sei
fiir den Staat wichtig, muslimische Gemeinden
finanziell zu unterstiitzen, um auslandische Ein-
mischung zu verhindern. Der Islam in Bulgarien
miisse sich auf Grundlage seiner eigenen Tradi-
tionen entfalten.3!
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Schlussfolgerungen

Die unterschiedlichen Reaktionen der nord-
osteuropdischen, ostmitteleuropéischen und
stidosteuropdischen Staaten auf die Fliichtlings-
problematik offenbaren letztendlich die Hetero-
genitidt des Ostlichen Teiles der EU. Dieser
Umstand ist unter anderem auf unterschiedli-
che Zusammensetzungen der einzelnen Gesell-
schaften, voneinander abweichende innen- und
auflenpolitische Umstinde, verschiedene his-
torische (Okkupations-)Erfahrungen sowie die
Uneinigkeit dariiber, welche Prinzipien die EU
im Kern ausmachen, zurilickzufithren.

Die Regierungen in Tallinn, Riga und Vilnius
stimmten in erster Linie aufgrund eines hand-
lungsfeldiibergreifenden Solidaritdatsbewusst-
seins dem EU-Verteilungsmechanismus zu. Die
baltischen Staaten sind vor allem im sicherheits-
politischen Bereich auf die Unterstiitzung ihrer
NATO-Partner angewiesen und bekannten sich
deshalb auch im Kontext des Fliichtlingsthemas
zum Solidaritatsgrundsatz. Obgleich Estland,
Lettland, Litauen und die ostmitteleuropdischen
Lander zum Teil dhnliche historische Erfahrun-
gen haben, sind ihre Einstellungen zum Umgang
mit muslimischen Fliichtlingen unterschiedlich.
Das Beispiel der baltischen Republiken hat das
Potenzial, die kompromisslosen Positionen der
ostmitteleuropéischen Staaten in ihrem Inhalt zu
entkréften.

Die Situation in den siidosteuropdischen Mit-
gliedstaaten ist heute eine andere. Bulgarien,
Ruminien und Kroatien waren und sind beson-
ders als Transitlinder betroffen und drangen
doch in den Schengenraum. Dafiir miissen sie
den Beweis eines funktionierenden Grenzregi-
mes erbringen, um Vorbehalten gegen eine Auf-
nahme die Grundlage zu entziehen.

Bei allen Unterschieden bestehen indes auch
Gemeinsamkeiten, die vor allem aus einer dhn-
lichen Transformationsgeschichte resultieren.
Grundsitzlich muss daher betont werden, dass
die nach dem Zusammenbruch der sozialisti-
schen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung
neu bzw. erneut entstandenen Staaten erst seit ca.

Weitere Themen

30 Jahren unabhingig sind. Gesellschaften, die
einen solchen Umbruch durchlebt und oft auch
durchlitten haben, legen mitunter andere Wert-
maflstiabe an als Gesellschaften, die seit vielen
Jahrzehnten in Stabilitit und Wohlstand leben.

Das Jahr 2018 ist fiir viele Staaten im Ostlichen
Europa ein besonderes Jahr. Die Menschen unter
anderem in Polen, Estland, Lettland und Litauen
feiern den 100. Jahrestag der (Wieder-)Erlan-
gung ihrer Unabhéngigkeit. Auch in der Tsche-
chischen Republik und in der Slowakei erinnert
man an die Griindung der Tschechoslowakei vor
100 Jahren. Dabei wird innerhalb der deutschen
Gesellschaft nicht selten unterschitzt, welche
Bedeutung das Jahr 1918 fiir unsere Nachbarn
heute hat. Fiir sie war es der Beginn bzw. die
Renaissance ihrer Unabhingigkeit, die ihnen
nach zwei Dekaden erneut gewaltsam entrissen
wurde. Diese Erfahrung, alles schnell verlieren
zu konnen, ist identitatsstiftend und beeinflusst
das politische Denken.

Die Fliichtlingskrise hat in der gesamten EU
unsichtbare gesellschaftliche Konfliktlinien
offengelegt. Man darf hierbei nicht den Fehler
begehen, einfache Erklarungen zu suchen. Statt-
dessen sollte das Gesamtbild betrachtet werden,
um auch auf den ersten Blick moglicherweise
nicht ersichtliche Zusammenhange zu erkennen.
Denn: Im Kern geht es nicht nur um Fliichtlinge.
Herausforderungen, die in den ersten nahezu
drei Jahrzehnten nach dem Fall des Eisernen
Vorhangs nur duflerst zogerlich in Angriff genom-
men wurden, stehen nun im Zentrum der Auf-
merksambkeit.

Die in Deutschland mit der Fliichtlingskrise aus-
gelosten gesellschaftlichen Diskussionen konnen
zu einem besseren Verstdndnis und zu starkerer
Empathie fiir unsere ostlichen Nachbarlander
fithren. Dabei gilt es, sich weitaus starker als
bisher bewusst zu machen, welch besonderen
Erfahrungsschatz und einzigartiges Potenzial
die eigenen (ost-)deutschen Transformations-
geschichten darstellen. Kein anderes westeu-
ropdisches Land kann auf vergleichbare Weise
eine Vermittlerrolle zwischen alten und neuen
EU-Mitgliedern einnehmen. Entsprechend liegt
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es besonders an Deutschland, sich als rationale
Stimme in der durchaus emotionalen Debatte
zu positionieren und nach Gemeinsamkeiten mit
den 6stlichen EU-Staaten zu suchen.

Alexander Beribes, Leo Mausbach und Johannes
Jungeblut sind Koordinatoren des Dialogforums
Osteuropa-Netzwerk der Stipendiaten und Altstipen-
diaten der Konrad-Adenauer-Stiftung.

86

1 Neue Ziircher Zeitung 2015: Fliichtlingsstrom ist
laut Zeman ,organisierte Invasion“, 06.11.2015, in:
https://nzz.ch/1.18642349 [17.05.2018].

2 Vgl. Willoughby, Ian 2017: Zeman: Loss of EU
subsidies better than forced acceptance of refugees,
Radio Praha, 06.09.2017, in: http://radio.cz/en/
article/524661 [17.05.2018].

3 Der Anteil von Muslimen an der Bevolkerung
bewegt sich zwischen unter 0,1 Prozent in Polen
und 0,4 Prozent in Ungarn. Vgl. Pew Research
Center 2017: Europe’s Growing Muslim Popula-
tion, 29.11.2017, S. 4, in: http://pewrsr.ch/2zABqwg
[17.05.2018].

4 Vgl. Public Opinion Research Center (Centrum
Badania Opinii Spotecznej) 2017: Stosunek Polakow
do przyjmowania uchodzcow, in: Komunikat z Badan,
Nr.1/2017.

5 Vgl. International Visegrad Fund. 2017: 2017-2018
Hungarian Presidency, in: http://bit.ly/2]]7nH]
[17.05.2018].

6 Vgl. Gotev, Georgi 2018: Juncker upbeat on Slovak
presidency of Visegrad, Euractiv, 13.04.2018, in:
http://bit.ly/2LZqjTp [17.05.2018].

7 Vgl. Stummer, Krisztian 2016: Forgotten Refugees:
Chechen asylum seekers in Poland, Political
Critique, 11.02.2016, in: http://bit.ly/2tevIiH
[19.06.2018].

8 Vgl. Wilgocki, Michat 2015: Uchodzcy jak Krzyzacy.
Bp Libera: Jesli wpuscisz obcego do stabego domu,
mozesz sobie zgotowac wielka biede, Gazeta
Wyborcza, 21.09.2018, in: http://bit.ly/210fT3F
[17.05.2015].

9 Vgl. Newsweek Polska 2017: Prymas abp Wojciech
Polak chce karac ksiezy, ktorzy wystapia przeciwko
uchodzcom, 19.10.2017, in: http://bit.ly/2te3vYi
[17.05.2017].

10 Nach der Dreiteilung durch Preufen, Osterreich
und das Russische Zarenreich verschwand Polen fiir
123 Jahre von der Landkarte. 2018 feiert das Land
die Wiedergewinnung seiner Staatlichkeit vor hun-
dert Jahren. Auch Ungarn und die Tschechoslowakei
erlangten damals ihre Eigenstaatlichkeit.

11 Antanas Smetona in Litauen, Karlis Ulmanis in
Lettland und Konstantin Pits in Estland sind politi-
sche Fithrungspersonlichkeiten, die hier besonders
zu erwéhnen sind.

12 Dass alle drei Republiken heute enge und vertrauens-
volle Beziehungen zu Deutschland unterhalten, ist
keinesfalls selbstverstandlich und darf nicht so emp-
funden werden. Es ist Ausdruck des partnerschaftli-
chen Verhiltnisses, dass Deutschland als Rahmen-
nation beim NATO-Programm Enhanced Forward
Presence die Fithrungsrolle fiir den multinationalen
Gefechtsverband in Litauen iibernommen hat. Damit
ist das Engagement der Bundeswehr - 73 Jahre nach
dem Ende des Nationalsozialismus - ein wesent-
licher Baustein fiir die Sicherheit im Ostseeraum.

Auslandsinformationen 2|2018


https://nzz.ch/1.18642349
http://radio.cz/en/article/524661
http://radio.cz/en/article/524661
http://pewrsr.ch/2zABqwg
http://bit.ly/2JJ7nHJ
http://bit.ly/2LZqjTp
http://bit.ly/2tevIiH
http://bit.ly/2I0fT3F
http://bit.ly/2te3vYi

13

14

15

16

17

18

19

20

2017 lebten in Estland rund 330.000 ethnische
Russen (ca. 25 Prozent der Gesellschaft). Vgl.
Statistics Estonia, Population by ethnic nationality,
1 January, years, 09.06.2017, in: http://www.stat.ee/
34278 [17.05.2018].

In Lettland lebten 2017 rund 500.000 ethnische
Russen (ca. 41 Prozent der Gesellschaft). Vgl.
Central Statistical Bureau of Latvia 2018: Statistical
Yearbook of Latvia 2017, 12.01.2018, S.129, in:
http://bit.ly/210Jutq [17.05.2018].

2017 hatten 0,3 Prozent die russische und 0,1 Prozent
der Gesellschaft die polnische Staatsangehorigkeit.
Im Unterschied zu den beiden anderen baltischen
Staaten macht die Regierung in Vilnius keine konkre-
ten Angaben zu ethnischen Minderheiten. Nach dem
letzten innerhalb der EU durchgefiihrten Zensus aus
dem Jahre 2011 haben 6,6 Prozent der litauischen
Gesellschaft einen polnischen und 5,8 Prozent einen
russischen ethnischen Hintergrund, weshalb die
polnische Minderheit die stdrkste in Litauen ist. Vgl.
Statistics Lithuania 2017: Statistical Yearbook of
Lithuania 2017, 11.2017, S.80, in: http://bit.ly/
2K2V3pe [17.05.2018]; vgl. Statistics Lithuania 2017:
Ethnicity, mother tongue and religion, 15.03.2013, in:
http://bit.ly/2ypp]MW [17.05.2018].

Gaon: Ehrentitel. Urspriinglich: Bezeichnung von
Leitern rabbinischer Gelehrtenschulen (Talmud-
akademien) im Nahen und Mittleren Osten
zwischen dem siebten und elften Jahrhundert. Die
Lehren des Gaon von Wilna, der im 18. Jahrhundert
lebte, pragen noch heute das Judentum.

Vgl. Internetprisenz des litauischen Parlamentes
2018: 2020 designated as the Year of the Vilna
Gaon and the History of the Jews of Lithuania,
14.05.2018, in: http://bit.ly/2lgq6Qe [17.05.2018]
Aus dem vom Russischen Zarenreich 1897 durchge-
fiihrten Zensus ist ersichtlich, dass beispielsweise

in dem Gouvernement Kowno nur 0,1 Prozent der
Gesellschaft Tataren waren. Vgl. Zentrales Statis-
tisches Komitee des Innenministeriums (Hrsg.)
1904: Erste Allgemeine Volkszdhlung des russischen
Imperiums aus dem Jahre 1897, XLII. Gouvernement
Kowno, 1904, S.3. Dieser demografische Umstand
anderte sich bis heute nicht, sodass laut dem EU-
Zensus von 2011 ca. 0,1 Prozent der Litauer Tataren
sind. Vgl. Statistical Office of Estonia / Central
Statistical Bureau of Latvia /Statistics Lithuania
(Hrsg.) 2015: 2011 Population and housing censuses
in Estonia, Latvia and Lithuania, 05/2015, S.24, in:
http://www.stat.ee/dokumendid/220923 [17.05.2018].
Vgl. Internetprisenz des Ministerprasidenten der
Republik Litauen 2015: Prime Minister Algirdas
Butkevicius: we will address current refugee crisis
together with the rest of the Community, 09.09.2015,
in: http://bit.ly/2I2MHZC [17.05.2018].

Office of the President of the Republic of Lithuania
2017: Toast remarks by President Dalia
Grybauskaité at dinner in honor of Frank-Walter
Steinmeier, President of the Federal Republic of
Germany, Rede, 24.08.2017, in: https://Irp.lt/en/
28298 [17.05.2018].

Weitere Themen

21

22

23

24

25

26

27

28
29

30

31

Vgl. Zeit Online 2018: Nato-Léander erhéhen Ver-
teidigungsausgaben nur langsam, 15.03.2018, in:
http://bit.ly/2JW50zV [17.05.2018].

Vgl. U.S. Department of State 2017: Bulgaria 2016
Human Rights Report, 03.03.2017, S.21, in:
http://bit.ly/2K2EzgY [15.05.2018].

Sefic, Bo$tjan 2017: Staatssekretir Sefic: ,,Slowenien
beschiitzt die Schengen-Grenze®, Interview,

Der Standard, 08.02.2017, in: https://derstandard.at/
2000052276619 [17.05.2018].

Zhelev, Veselin 2015: Migration threatens de-
mographic balance, says Bulgarian PM, euob-
server, 24.04.2015, in: https://euobserver.com/
beyond-brussels/128450 [17.05.2018].

Vgl. Pew Research Center 2017: Religious Belief
and National Belonging in Central and Eastern
Europe, 10.05.2017, S.52, in: https://pewrsr.ch/
2GENYWP [17.05.2018].

Vgl. Zhelyazkova, Antonina 2014: Bulgaria, in:
Jocelyne Cesari (Hrsg.): The Oxford Handbook of
European Islam, Oxford, S.602.

Vgl. Radio Bulgaria 2012: Bulgarian parliament
condemns assimilation attempts against Muslims
during Zhivkov regime, 11.01.2012, in: http://bnr.bg/
en/post/100136246 [17.05.2018].

Vgl. Pew Research Center, N.25, S.154.

Vgl. Emin, Hayri A. 2017: Islamophobia in Bulgaria.
National Report 2016, S.106 ff., in: Bayrakli, Enes /
Hafez, Farid (Hrsg.): European Islamophobia
Report 2016, in: http://bit.ly/2JPtNeG [17.05.2018].
Biiro des obersten Mufti 2015: Boyko Borisov: We
must not allow separation in the society and diffe-
rentiation of Muslims and Christians, 01/2015, in:
http://bit.ly/2JX3SB5 [17.05.2018].

Vgl. Biiro des obersten Mufti 2018: The Grand Mufti
Dr. Mustafa Hadzhi held a meeting with the Presi-
dent of Bulgaria Rumen Radev, 03/2018, in:
http://bit.ly/2M5PXGj [17.05.2018].

87


http://bit.ly/2JW5ozV
http://bit.ly/2K2EzgY
https://derstandard.at/2000052276619
https://derstandard.at/2000052276619
https://bit.ly/2MENiEn 
https://euobserver.com/beyond-brussels/128450
https://euobserver.com/beyond-brussels/128450
https://pewrsr.ch/2GENYWP
https://pewrsr.ch/2GENYWP
http://bnr.bg/en/post/100136246
http://bnr.bg/en/post/100136246
http://bit.ly/2JPtNeG
http://bit.ly/2JX3SB5
http://bit.ly/2M5PXGj
http://www.stat.ee/34278
http://www.stat.ee/34278
http://bit.ly/2I0Jutq
http://bit.ly/2K2V3pe
http://bit.ly/2K2V3pe
http://bit.ly/2yppJMW
http://bit.ly/2lgq6Qe
http://www.stat.ee/dokumendid/220923
http://bit.ly/2I2MHZC
https://lrp.lt/en/28298
https://lrp.lt/en/28298

	„Es gibt handfeste 
Gründe, von neuer 
Unsicherheit zu sprechen“
	Ein Gespräch mit Dr. Patrick Keller, Koordinator Außen- und Sicherheitspolitik der Konrad-Adenauer-Stiftung
	Jordanien und die dschihadistische 
Gefahr
	Wie stabil ist Deutschlands Partnerland im Nahen Osten?
	Annette Ranko / Imke Haase
	Ein afrikanisches 
Afghanistan?
	Zum deutschen deutschen Einsatz in Mali
	Tinko Weibezahl
	Weitere Bühne im Wettstreit der Großmächte?
	Wie China, Indien und die ­USA im 
Indischen Ozean um Einfluss ringen
	Peter Rimmele / Philipp Huchel
	Symbiotische 
Verbindungen
	Zur Verflechtung von Drogenhandel, 
legaler Wirtschaft und Staatsmacht in Brasilien
	Thiago Rodrigues
	Unsichtbare Gegner
	Warum Viren und Bakterien ein 
Thema für die Sicherheitspolitik sind
	Daniela Braun
	Gehört der Islam zu Osteuropa?
	Überlegungen zu Geschichte, Religion und nationalstaatlicher Identität in den östlichen EU-Ländern
	Alexander Beribes / Leo Mausbach / Johannes Jungeblut
	It’s not only 
the economy, stupid!
	Chinas Engagement in Afrika hat auch eine weltanschauliche Dimension
	Christoph Plate

